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Gesetz*. BGB § 823 
Hechtssatz:

1) V/äre ein Erfolg auch ohne das Handeln des Be-, 
klagten in etwa gleicher Art und Weise und- 
ohne beachtenswerte zeitliche Differenz ein­
getreten, so fehlt es, wenn nicht a,n einer 
öonditio sine qua non, so doch am haftungs- . 
begründenden Kausalzusammenhang«.

2) Führt das Handeln des Beklagten zu einem im . 
Sinne von ITr 1 beachtlichen früheren Eintritt 
des Erfolges, so ist eine haftungsbegründende 
Kausalität gegeben,

3) Hat der Einsturz eines Gebäudes in dessen Zu­
stand seine Ursache und wäre er mit Gewiss­
heit auch ohne das Handeln des Beklagten er­
folgt, so entfällt eine Haftung des Beklagten 
für den Einsturz als solchen.

Aktenzeichen: III ZR 129/50 LG Köln
Urteil vom 18. Oktober 1951 OLG Köln



I2X ZR 129, 50
Verkündet am 18.Oktober 1951 
J'ieser, Justizangestellter, 
als Urkundsbeamter der Ge­
schäftsstelle .

I m__ Jf_ a_m_ e_ n. . _ d„_ e s___V_o_ 1„ k, e_ s.
In dem Rechtsstreit

mder Y/itwe Anna Sch^HHP geb. Br|
B|^strasse 4^,
Klägerin, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin,

- Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt Justizrat Br.

g e g e n

die Grossgemeinde H(|Hi vertreten durch den Gemeinde­
rat, dieser vertreten durch den Bürgermeister, 
Beklagte, Perufungebeklagte und Revisionsbeklagte,

- Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br

hat der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 1. Oktober 1951 unter Hitwir 
kung des Senatspräsidenten Br. Riese und der Bundes­
richter Prof. Br. Heiß, Br. Pagendsrm, Br.- Kleinewefer 
und Br. Bock 
für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil 
des 1. Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Köln 
vom 26. Oktober 1950 aufgehoben und die Sache zur 
anderweiten Verhandlung und Entscheidung an das 
Berufungsgericht zurückverwiesen, das auch über 
die Kosten der Revision zu entscheiden hat.

Von Rechts wegen



- -
Tatbestands

Die Klägerin ist Eigentümerin eines in der Kloster- • 
strasse in belegenen Gr and st lie Ics. Bei einem Flie­
gerangriff am 31. Oktober 1944 wurde das auf dem Gründ­
et lick stehende Zweifamilienhaus durch Fliegerbomben be- 
schädigt.

In einem unterirdischen Kanal fliesst unter der 
Klosterstrasse der Duffesbach. Elwa zehn Ileter von dem 
Anwesen der Klägerin traf eine Sprengbombe den .Kanal. 
Hierdurch wurde das 7/asser des Duffesbachs am natür­
lichen Ablauf gehindert. Es staute sich zunächst in 
einem Bombentrichter und floss späterhin- in eine in der 
Nähe gelegene Kiesgrube ab. Hierbei nahm das 7/asser den 
Y/eg an dem Haus der Klägerin vorbei. Der Abflussgraben 
erreichte eine solche Breite und Tiefe, dass durch die 
Y/assermassen das Erdreich und die Fundamente unter dem 
Haus der Klägerin zum Teil weggeschwemmt wurden und das 
Haus einstürzte.

Nach dem Fliegerangriff hat die Beklagte an dem Ab­
flussgraben Baggerarbeiten ausführen lassen. Die Klägerin 
behauptet, durch diese Arbeiten sei dem Wasser ein Ab­
fluss an ihrem Hause vorbei in die Kiesgrube gebahnt wor­
den. Die Arbeiten der Beklagten seien die alleinige Ur­
sache für den erfolgten Einsturz. Die Beklagte habe auch 
schuldhaft gehandelt, da sie dem Wasser einen anderen Ab­
flussweg habe -bahnen müssen.

Die Klägerin hat von der Beklagten Ersatz des durch 
den Einsturz entstehenden Schadens, der noch nicht bezif­
ferbar sei, verlangt und einen entsprechenden Feststel­
lungsantrag gestellt.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Das Landgericht hat die Klägerin mit der Klage ange­
wiesen, ihre gegen das Urteil eingelegte Berufung wurde 
z ur üc kge w ie s e n .

Das Berufungsgericht ist der Auffassung, das Handeln 
der Beklagten sei nicht kausal für den eingetretenen Scha­
den« Es komme nicht darauf an, ob das Wasser aus dem Bom­
bentrichter, in dem es angestaut gewesen sei, bereits einen 
Abfluss in Richtung auf das Haus der Klägerin gefunden 
habe oder der Abfluss des Wassers bei Beginn der Bagger­
arbeiten noch nicht begonnen hatte. Das Wasser würde auf 
jeden Pall den Weg am Hause der Klägerin vorbei genommen 
haben. Der Beitrag der Beklagten zum Abfluss des Wassers 
sei derart unwesentlich, dass er im Vergleich zu dem, was 
die Naturkraft bewirkt habe, keine Bedeutung habe. Die Be­
klagte. habe lediglich in den bereits vorhandenen Ursachen­
ablauf eingegriffen, und zwar in einer rechtlich unbeacht­
lichen Weise«

Gegen dieses Urteil wendet sich die Klägerin mit der 
Revision. Sie begehrt Verurteilung der Beklagten. Diese 
hat Zurückweisung der Berufung beantragt.

Entscheidungsgründe;

Die Revision musste Erfolg haben.
I.

1.). In materieller Hinsicht wird eine Verkennung des 
ursächlichen Zusammenhangs geltend gemacht, und im Rahmen 
dieser Rüge gleichzeitig in -prozessualer Hinsicht eine
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Verletzung des § 286 ZPO gerügt. Es sei vorgetragen und 
unter Beweis gestellt worden, dass der Wasserspiegel 
in dem Bombentrichter nicht mehr gestiegen sei, also 
ausschliesslich das Handeln der Beklagten den Abfluss 
und damit den-Einsturz des Hauses herbeigeführt habe.

2. ) Die Ausführungen des Berufungsgerichts zum ad­
äquaten Kausalzusammenhang sind nicht rechtsirrtumsfrei.

Es ist zwar richtig, dass eine Haftung entfiele, 
wenn das aufgestaute Wasser sich bereits selbsttätig 
einen Abfluss am Hause der Klägerin vorbei gebahnt hatte 
und der Einsturz des Hauses mit Gewissheit in etwa glei­
cher Art und Weise und ohne beachtenswerte zeitliche- 
Differenz auch ohne- das Handeln der Beklagten erfolgt 
wäre. Es -fehlte alsdann, wenn nicht bereits an einer 
k conditio sine qua non, so doch mindestens an einem 
haftungsbegründenden adäquaten Kausalzusammenhang 
zwischen dem Handeln der Beklagten und dem erfolgten 
Einsturz des Hauses der Klägerin»

3. ) Eine haftungsbegründende Kausalität kann aber 
dann nicht verneint werden, wenn die unter Beweis ge­
stellte Behauptung der Klägerin zutreffen sollte, das 
Eingreifen der Beklagten habe erst den Abfluss des Was­
sers -• mindestens in Richtung auf das Haus der Klägerin zu 
ermöglicht, und ohne das Baggern wäre ein Eliessen nicht 
erfolgt. Dann ist das Handeln der Beklagten unzweifelhaft 
eine Bedingung, ohne die das Haus nicht unterspült und 
-'nach dem Vortrag der Klägerin - auch nicht zum Einsturz



- 5 -

gekommen wäre. Das Baggern-wäre dann aber auch eine-■ 
adäquate Ursache des Schadens. Wenn das Ableiten grössere: 
V/ass er mengen durch weiches Erdreich ohne festen Uferrand 
und an Häusern vorbei erfolgt, so ist es nicht ausserge- 
wöhnlich, dass Erdmassen weggeschwemmt werden und ein Bau­
werk in Mitleidenschaft gezogen wird. Ein solcher Erfolg 
liegt nicht ausserhalb jeder Lebenserfahrung.

4. ) Das Berufungsgericht lässt erkennen, dass es
- wenn auch ohne nähere Darlegung seiner Meinungsbildung • 
davon ausgegangen ist, das Haus der Klägerin sei unter 
allen Umständen eingestürzt. Eine solche Feststellung 
wäre im Rahmen des Ersatzanspruchs wegen des Kausein­
sturzes rechtlich erheblich. Sollte feststehen, dass das 
Haus z. B. infolge der Fliegerschäden - wie die Beklagte 
behauptet - auch ohne das Baggern, wenn auch zeitlich 
später, eingestürzt wäre, so würde insoweit eine Haftung 
für den Einsturz als solchen entfallen, denn dann lag 
die Ursache des Einsturzes bereits in dem Zustande des 
Objekts. Nicht ausgeschlossen wäre dann aber eine Haftung 
für den Schaden, den die Klägerin dadurch etwa erlitten 
hat, dass der Einsturz infolge der von der Beklagten ge­
troffenen Massnahmen zeitlich früher erfolgt ist, als 
er sich sonst ereignet hatte.

5. ) Eine Haftung der Beklagten aus Amtspflichtver­
letzung Erfordert jedoch ein Verschulden. Konnte die Be­
klagte nicht mit einem durch ihr Eingreifen herbeige­
führten Einsturz des Hauses rechnen, so fehlt eg hie’ran.
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Ein Verschulden der Beklagten könnte aber Bereits 
darin liegen, dass sie es, wie die Klägerin 'behauptet, 
pflichtwidrig unterlassen hat, dem Wasser einen anderen 
Abfluss zu schaffen, um eine erkennbare Beeinträchtigung 
des Anwesens der Klägerin zu verhindern«, Bei der Beurtei­
lung sind jedoch die Verhältnisse der damaligen.Zeit zu 
berücksichtigen. Ein Verschulden setzte voraus, dass die 
Beklagte überhaupt in der Lage war, die erforderlichen 
Erdbewegungen auszuführen. Es kommt vor. allem auch darauf 
an, ob die Beklagte die zu den Erdarbeiten notwendigen 
Arbeitskräfte zur Verfügung hatte oder hätte erhalten 
können..

II 0

Wie sich aus I P. - 4 ergibt, kommt es darauf an, 
ob der A.b.fluss des Wassers durch die vorgenommenen Ar­
beiten ermöglicht worden ist. Das Berufungsgericht hat 
diese Feststellung von seinem irrigen Standpunkt aus 
unterlassen. Mit Rücksicht auf diesen Rechtsirrtum war 
das angefochtene Urteil aufzuheben. Es war auf die durch 
weitere Zeugen unter Beweis gestellten Behauptungen der 
Klägerin einzugehen, das Wasser habe in dem Bombentrich­
ter stets unverändert bis etwa einen Meter unter dem 
oberen Rand gestanden,und allein die Arbeiten der Beklag­
ten hätten dem Wasser den Weg zu ihrem Anwesen gebahnt, 
weil in diesem Fall das Handeln der Beklagten nach den 
vorstehenden Darlegungen ihre Haftung, - sei es für den 
Einsturz sei es für dessen zeitlich früheren Eintritt' - 
unter Umständen begründen könnte.
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Deshalb bedurfte es keines näheren Eingehens auf die 
prozessuale Rüge der Revision, ein Bev;eisantritt sei über­
gangen worden, eine Rüge, die nur dann Erfolg haben konnte, 
wenn der Beweisantritt aus dem Tatbestand des Berufungs­
urteils oder dem Sitzungsprotokoll ersichtlich ist. Letzteres 
ist nicht der Pall. Aus dem Urteil ist der Beweisantritt 
auch dann ersichtlich, wenn auf den Schriftsatz, der den Be­
weisantritt enthält, ordnungsgemäss Bezug genommen worden 
ist.' Ob die Y/endung des Berufungsurteils, es werde ’’wegen 
der Einzelheiten auf den Inhalt der Akten Bezug genommen", 
insoweit genügt, kann zweifelhaft sein, da diese allgemeine 
Bezugnahme im vorliegenden Pall kaum ein ausreichend klares 
Bild des Sachverhalts gibt, sodass es für den Revisions­
richter nicht einwandfrei erkennbar ist, dass der oben ange­
führte Beweisantritt aus dem Tatbestand des Urteils hervor­
geht. Hier hätte notfalls eine Berichtigung des Tatbestandes • 
beantragt werden müssen. Einer Entscheidung dieser Präge be­
durfte es aber nicht, weil schon wegen des materiellen Rechts- 
verstosses das Urteil aufzuheben war.

Es ist weiter nicht erkennbar, wie das Berufungsgericht 
zu der Annahme kommt, der Einsturz des Hauses sei auch 
sonst erfolgt. Eine solch bedeutsame Feststellung hätte 
einer eingehenderen Begründung bedurft, vor allem' um klar­
zustellen, ob der Einsturz in dem damaligen Zustand des 
Hauses selbst seine Ursache hatte. Auch insoweit bedarf es 
weiterer Aufklärung.
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Die Sache war daher zur anderweiten Verhandlung 
- auch über die Kosten des Rechtsmittels - an das Be­
rufungsgericht zur üclczuverw eisen«.

—*

Dr, Riese Dr. Pagendarm Dr„Kleinewefers
Bundesrichter Prof»Dr„Meiß Bock
ist durch Krankheit an der 
Unterschrift verhindert.

Dr.Riese
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